Wien, Donnerstag, den 1. Jänner 1885. 


XVIII. Jahrgang. Nr. 1. 


Oeſterreichiſche 


Zeitſchrift ar Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


— 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof-Verlags- und Univerfitäts-Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 
Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 

BE Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Lerwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres-Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweifung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Jeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. mE 


Inſerate werden billigft berechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn zunpverſiegelt, ſind portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung finden. 


Wir theilen den P. T. Abonnenten mit, daß 
vom 1. Jänner 1885 an die Adminiſtration und Expedition 
diefer Zeitſchrift von der Manz'ſchen k. k. Hof⸗Verlags⸗ 
und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien übernommen 
worden iſt. 

Die P. T. Abonnenten werden daher erſucht, ihre Prä⸗ 
numerationserneuerung für 1885 an die Manz'ſche Buch⸗ 
handlung in Wien, Kohlmarkt 7, zu richten. 


Inhalt: 


Die Verwaltung im Rechtsſtaate. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Recurs der Gemeinde wider die Verweigerung der von einem Privaten ange⸗ 
ſtrebten Schankconceſſion. r . N u 
Bei Beſtätigungen der Jagdpachtverträge iſt die Höhe des erzielten Pachtſchillings 

nicht das allein ausſchlaggebende Moment. 

Es iſt eine ausreichende Gutmachung des durch Wilddiebſtahl begangenen Scha⸗ 
deus, wenn das lebendig aus dem Reviere enttragene, inzwiſchen aber ver⸗ 
endete Wild in's Revier zurückgetragen wird, auch wenn dies in Folge der 
eintretenden Gefahr, angezeigt zu werden, geſchah. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Die Verwaltung im Vechtsſtaate. “) 


Staatsverwaltung ift die freie Thätigkeit der Staatsregierung 
behufs Durchführung der ſtaatlichen Aufgaben innerhalb der von der 
Rechtsordnung des Staates geſteckten Grenzen. Der Inhalt der Verwal⸗ 
tung erſchöpft ſich daher nicht in der Ausführung der Geſetze; die Ver— 
waltung empfängt vielmehr ihren Inhalt, gerade wie die Geſetzgebung ſelbſt, 
unmittelbar aus dem Weſen und den Aufgaben des Staates. Der 
Staat hat die durch ſeinen Zweck ihm geſtellten Auſgaben durch freie 
Thätigkeit zu erfüllen; er vermag dies nur durch Handlungen, gerade 
wie der einzelne Menſch. Dieſelben haben ihre Quelle in ſeinem Willen; 
nicht in einer Rechtsregel. Die Freiheit des Willens hat aber eine doppelte 
Schranke, eine natürliche in dem Maß der Kräfte, und eine rechtliche 
in den Rechtsſätzen, welche gewifſe Handlungen verbieten, zu anderen 
nöthigen. Ganz ſo wie der einzelne Menſch ſeine individuellen Lebens⸗ 
aufgaben erſüllt durch ſeine Thätigkeit, welche ihren Urſprung in ſeinem 
Wollen hat, die aber durch fein Können und Dürfen ihre Grenzen findet, 
ſo auch der Staat. Durch die Aufſtellung von Geſetzen werden die dem 
Staate obliegenden Aufgaben nicht realiſirt; Geſetze ſind nicht Anderes 


Handbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwart II. Bd. 1. H. B. (1883). 


Aus Laband, das Staatsrecht des deutſchen Reiches, in Marquardſen's 


als Regeln; fie find an und für ſich wirkungslos. Der Staat kann ſeine 
Aufgaben durch die Aufſtellung von Rechtsregeln ebenſo wenig verwirklichen, 
wie man durch die Formulirung von Regeln der Mechanik eine Maſchine 
herſtellen und in Thätigkeit erhalten kann. Es gilt dies zunächſt für 
die eine große Aufgabe des Staates, für die Aufrechterhaltung der 
Rechtsordnung; dieſer Aufgabe wird nicht genügt durch Sanctionirung 
von Rechtsſätzen, — es kann im Gegentheile das Gewohnheitsrecht aus⸗ 
reichen — Sondern es muß die Handhabung des Rechtsſchutzes hinzu 
kommen, alſo eine ſehr umfaſſende Thätigkeit, welche den in den Geſetzen 
ausgeſprochenen Rechtsregeln praktiſchen Erfolg verſchafft. Außer dem 
Schutze des Rechtes hat der Staat aber noch andere Aufgaben; ihm liegt 
der Schutz ſeiner Angehörigen und ſeines Gebietes gegen Angriffe anderer 


Staaten und die Pflege der Wohlfahrt des Volkes ob. Die Erfüllung 


dieſer Aufgaben kann durch Aufſtellung von Rechtsregeln nicht nur nicht 
erreicht werden, fondern ſie iſt begrifflich ohne alle Sanction von Rechts⸗ 
ſätzen möglich, da ſie es mit der Verwirklichung des Rechtes überhaupt 
gar nicht zu thun hat; die Regierung hat die Befugniß zur Vornahme 
dieſer Thätigkeit nicht auf Grund von Rechtsregeln, ſondern auf Grund 
der Natur des Staates und der aus derſelben ſich ergebenden Aufgaben. 

Das urſprüngliche und begriffliche Verhältniß der Verwaltung 
zur Geſetzgebung beſteht demnach nicht darin, daß die Verwaltung poſitiv 
durch die Geſetzgebung beſtimmt und geleitet wird, ſondern daß ſie 
negativ durch die Geſetzgebung beſchränkt wird. Die Staatsverwaltung 
ſteht hinſichtlich der Führung der öffentlichen Geſchäfte dem Rechte gerade ſo 
frei und gerade ſo gebunden gegenüber wie der Einzelne hinſichtlich ſeiner 
Privatgeſchäfte. Dieſes reine und einfache Verhältniß der Verwaltung zur 
Geſetzgebung genügt und iſt thatſächlich aufrecht erhalten, wo der Staat 
für die Erfüllung ſeiner Thätigkeit ſich der allgemeinen, für alle Rechts⸗ 
ſubjecte geltenden Rechtsordnung unterwirft und ſich mit derſelben zu⸗ 
frieden gibt, wie z. B. für die Verwaltung von Domänen, Forſten, Berg⸗ 
werken, Fabriken oder den Betrieb von anderen induſtriellen oder com⸗ 
merciellen Unternehmungen. Es iſt ebenſo gut denkbar und, wie die 
Geſchichte lehrt, auch zu Zeiten jo geweſen, daß der Betrieb der Poſt⸗ 
anſtalt, die Verwaltung des Unterrichts und vieler Zweige der Wohl⸗ 
fahrtspflege unter den für Alle geltenden Regeln des allgemeinen Rechtes 
erſolgt. Beſondere Verwaltungsgeſetze ſind daher begrifflich die Aus- 
nahme; als Regel ergibt ſich für die Verwaltung die freie Thätigkeit 
innerhalb des Spielraumes, welchen die Geſetze geſtatten. Thatſächlich 
aber kehrt ſich das Verhältniß um, weil für die zweckmäßige Erfüllung 


der dem Staate obliegenden Aufgaben gewöhnlich die Aufſtellung beſonderer 


Rechtsregeln nothwendig oder wenigftens nützlich iſt. 

Dieſe beſonderen Rechtsregeln zerfallen in zwei Kategorien von ſehr 
verſchiedenem Eharakter. Der Staat verwendet nämlich behufs Realiſirung 
ſeiner Aufgaben zum Theile ſein Herrſchaftsrecht über Land und Leute; er 
verlangt Leiſtungen, er befiehlt Handlungen, er beſchränkt die Handlungs⸗ 
freiheit der Unterthanen durch Verbote; zum Theile dagegen verzichtet 
er auf die Geltendmachung feines imperium und ſtellt ſich auf gleiche 
Stufe mit anderen Rechtsſubjecten. Dieſer Unterſcheidung entſprechen die 


beiden Kategorien von Verwaltungs-Rechtsſätzen. Das imperium ift in | 


dem modernen civiliſirten Staate keine willkürliche, ſondern eine durch 
Rechtsſätze beſtimmte Gewalt; das iſt das Merkmal des Rechtsſtaates, 
daß der Staat von feinen Angehörigen keine Leiſtung und keine Unter— 
laſſung fordern, ihnen nichts befehlen und nichts verbieten kann, als auf 
Grund eines Rechtsſatzes. Dieſe Rechtsregeln können im Gewohnheitsrechte 
begründet ſein; bei den modernen ſtaatlichen und rechtlichen Zuſtänden 
find fie gewöhnlich durch Geſetze ſanctiouirt. Dieſe Geſetze haben es 
ſämmtlich zu thun mit einer Abgrenzung der Staatsgewalt. Sie geben die 
Rechtsvorſchriften über die Einwirkungen, welche der Staat auf Perſonen 
und Vermögen ſeiner Untergebenen vornehmen darf und ſichern daher 
zugleich andererſeits die Sphäre, welche von dieſen Eingriffen rechtlich 
geſchützt iſt. Der Geſammtinhalt aller dieſer Geſetze definirt den recht⸗ 
lichen Inhalt der Staatsgewalt, wie er durch die poſitive Geſetzgebung 
eines beſtimmten Staates in einem beſtimmten Zeitpunkte fixirt iſt. In⸗ 
ſoweit aber der Staat auf die Geltendmachung von Hoheitsrechten 
verzichtet und ſich principiell auf die gleiche Stufe mit anderen Rechts⸗ 
ſubjecten ſtellt, ſchafft ſich der Staat für feine auf die Durchführung 
der ſtaatlichen Aufgaben gerichtete Thätigkeit günſtigere oder wenigſteus 
beſondere Rechtsſätze. Solche Geſetze modificiren das Privatrecht, Straf- 
recht oder Proceßrecht und ſetzen ſpecielle Regeln an die Stelle der 
allgemeinen. Daß dieſe ſpeciellen Rechtsſätze in beſonderen Geſetzen for— 
mulirt find, beruht nicht auf ihrem juriſtiſchen Weſen, ſondern auf tech- 
nischen Gründen der Geſetzgebungskunſt und auch die privatrechtli hen Ge⸗ 
ſetze, die Proceßordnungen und beſonders das Strafgeſetzbuch enthalten ſehr 
zahlreiche Beſtimmungen, welche mit Rückſicht auf die Verwaltungsthätig⸗ 
keit des Staates die im Allgemeinen herrſchenden Rechtsregeln abändern 
oder ergänzen. 

Beide Kategorien von Geſetzen ſind Geſetze im materiellen Sinne 
des Wortes, denn ſie enthalten Rechtsregelu. Auch wenn ſie in der 
Form der Verordnung ergehen, ſind ſie nicht Aeußerungen der Ver— 
waltungsthätigkeit, ſondern Acte der Geſetzgebung; nicht Handlungen des 
Staates, ſondern Sanction von Rechtsregeln für die Handlungen desſelben. 

Es gibt nun aber gewiſſe Anordnungen, welche man ebenſo wohl 
unter dem Geſichtspunkte der Geſetzgebung als unter dem der Verwaltung 
auffaſſen kaun; das iſt namentlich die Einrichtung des Verwaltungsapparates 
ſelbſt, die Organiſation des Behördenſyſtems. Von der Verwaltungsthätigkeit 
iſt die Schaffung dieſes Apparates begrifflich leicht zu unterſcheiden. Die 
Errichtung von Verwaltungsbehörden iſt noch nicht die Verwaltungs— 
thätigkeit ſelbſt, ſondern nur Vorbereitung und Ermöglichung derſelben; 
es iſt die Ausſtattung des Staates mit Organen, mittelſt deren der 
Staat eine Thätigkeit entfalten kann. Da jede juriſtiſche Perſon ein 
Gebilde des Rechtes iſt, ſo iſt auch die Organiſation derſelben durch die 
Rechtsorduung beſtimmt uud geregelt und die Bildung und Wirkſamkeit 
ihrer Organe beruht auf Rechtsſätzen. Sowie man auf dem ganzen Gebiete 
des Privatrechtes keinerlei Art von juriſtiſcher Perſon ſich vorſtellen kann, 
deren Grundformen und Organe nicht durch Rechtsſätze vorgezeichnet 
oder durch Statut normirt ſind, ſo gibt es auch auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechtes keine juriſtiſche Perſon ohne Organe, die von Rechts- 
wegen beſtehen. Vor Allem gilt dies von dem Staate, deſſen Verfaſſung 
das wichtigſte Stück ſeiner eigenen Rechtsordnung iſt. Es gibt daher 
auch keinen Staat, deſſen Verfaſſungsrecht nicht darüber Regeln enthielte, 
welche Organe die verwaltende Thätigkeit auszuüben haben, und deſſen 
Geſetzgebung nicht Beſtimmungen über die Behördenorganiſation träfe. 
Andererſeits aber kann die einmal organiſirte und handlungsfähig gewor⸗ 
dene juriſtiſche Perſon durch ihre eigene Thätigkeit ihre Organiſation weiter 
ausbilden, vervollſtändigen und ſpecialiſiren. So kaun auch im Staate 
das Recht ſich möglicher Weiſe auf den einen Satz beſchränken, daß der 
Monarch zu verwalten habe. Alsdann iſt die Herſtellung des Verwaltungs⸗ 
apparates ſelbſt eine Verwaltungsthätigkeit, eine Summe von Rechtshand⸗ 
lungen. Wie weit die Organiſation des Verwaltungsapparates zum 
Gegenſtande der Rechtsordnung erhoben, wie weit diefelbe der Geſchäfts⸗ 
führung der durch das Recht gegebenen Organe überlaſſen wird, iſt demnach 
nicht durch juriſtiſche Gründe beſtimmt, ſondern durch politiſche Erwägungen. 
Für gewiſſe Gebiete der Verwaltung pflegt die Behördenorganiſation 
bis auf die Einzelheiten rechtlich feſtgeſtellt zu ſein, ſo insbeſondere für 
die Rechtspflege und für die Finanzverwaltung; für andere Gebiete 
beſteht eine ausgedehnte Handlungsfreiheit der Regierung. Die Einrichtung 
und Verzweigung der Behörden und die Abgrenzung ihres Geſchäftskreiſes, 
ſowie die Veränderung oder Aufhebung beſtehender Behörden kann daher 
an ſich ebenſo wohl als ein Act der Geſetzgebung, d. h. als Regelung 


De 
der ſtaatlichen Rechtsordnung, wie als ein Act der Staatlichen Verwaltung, 
d. h. als Bethätigung der Geſchäftsführung gedacht werden, und es iſt 
lediglich nach dem poſitiven Rechte eines beſtimmten Staates und eines 
beſtimmten Zeitpunktes zu beantworten, in welchem Maße das Eine oder 
das Andere der Fall iſt. 

Allen dieſen Arten von Geſetzen gegenüber erſcheint die Ver- 
waltungsthätigkeit nicht als Ausführung oder Vollziehung von Geſetzen, 
ſondern als Bethätigung der Handlungsſreiheit innerhalb der geſetzlichen 
Schranken. Ganz anders aber geſtaltet ſich das Verhältniß von Verwal⸗ 
tung und Geſetzgebung, wenn der letztere Ausdruck im formellen Sinne 
genommen wird. Da jeder überhaupt mögliche Willensact des Staates 
in die Form des Geſetzes gekleidet werden kann, ſo beſteht in dieſem 
Sinne kein Gegenſatz zwiſchen Geſetzgebung und Verwaltung, ſondern 
das Geſetz kann ſelbſt ſeinem Inhalte nach ein Verwaltungsact ſein. 
Insbeſondere kann das Geſetz gewiſſe Handlungen der Regierung vor- 
ſchreiben, z. B. die Herſtellung einer Eiſenbahn, eines Feſtungswerkes, 
eines Parlamentsgebändes, die Aufnahme oder Tilgung einer Anleihe, 
die Anſammlung eines Fonds, die Errichtung einer Anſtalt u. ſ. w. 
Ferner kann in der Form des Geſetzes den Behörden eine mehr oder 
minder ausführliche Inſtruction über die Art und Weiſe ihrer Thätig— 
keit gegeben werden. In den Geſetzen finden ſich unzählige Beſtimmungen, 
welche ihrem Inhalte nach ebenſo gut in Reglements oder allgemeinen 
Verfügungen ihren Platz haben könnten. Geſetze dieſer Art ſind im 
materiellen Sinne Verwaltungsacte; ſie enthalten keinen Rechts— 
befehl, ſondern einen Verwaltungs befehl. Dieſen Geſetzen 
gegenüber ift die Verwaltung allerdings Vollziehung, d. h. Ausführung 
des in geſetzlicher Form ergangenen Verwaltungsbefehles. Die Handlungs- 
freiheit der Verwaltungsbehörden innerhalb der vom Rechte gezogenen 
Grenzen wird durch ſolche Geſetze beſeitigt; die Regierung kann nunmehr 
nicht handeln, wie ſie will, ſondern ſie muß handeln, wie es das ihre 
Verwaltungsthätigkeit regelude Geſetz vorſchreibt. 

Allerdings iſt die Grenze zwiſchen einer allgemeinen Verwaltungs- 
Anordnung und der Aufitellung einer Rechtsregel eine ſchwankende und 
unſichere. Die Verwaltung it nicht blos Anwendung und Ausführung. 
ſondern zugleich Fortbildung und Quelle des öffentlichen Rechtes. Indem 
die Verwaltung innerhalb der vom Rechte gezogenen Schranken für die 
Befriedigung der ſtaatlichen und geſellſchaftlichen Bedürfniſſe Sorge 
trägt, führt ſie zu neuen Rechtsſätzen. Das vorhandene Recht genügt 
niemals vollſtändig ſämmtlichen Bedürfniſſen der Gegenwart; es iſt 
immer nur das Reſultat der Vergangenheit. Die Verwaltung muß 
den Bedürfniſſen der Gegenwart abhelfen und indem ſie innerhalb der 
Schranken der Rechtsordnung beginnt, führt ſie allmälig eine Umgeſtaltung, 
Erweiterung und Fortbildung der Rechtsordnung herbei. Die Verwaltungs— 
thätigkeit des Staates iſt ſonach zugleich Handhabung und Erzeugung 
des öffentlichen Rechtes und es findet eine fortwährende Wechſelwirkung 
zwiſchen Verwaltung und Rechtsbildung ſtatt. Dadurch tritt der An— 
theil der Volksvertretung an der verwaltenden Thätigkeit des Staates 
erſt in ſeiner vollen Bedeutung hervor. Er beſteht nicht nur darin, daß 
bei den parlamentariſchen Verhandlungen eine etwaige Verletzung der 
Geſetze durch die Verwaltungsbehörden oder eine irrige und unzweck— 
mäßige Vollziehung derſelben gerügt werden kann: er wird auch nicht 
dadurch erſchöpft, daß durch Feſtſtellung des Staatshaushaltes die finan— 
ziellen Mittel für die Verwaltungsthätigkeit der Behörden bewilligt 
werden; ſondern er kommt vorzugsweiſe dadurch zur Geltung, daß die 
Geſetzgebung eine Form der ſtaatlichen Willenserklärung iſt, welche nicht 
blos auf die Sanction von Rechtsſätzen, ſondern auch auf die Anordnung 
und Regelung der Verwaltungsthätigkeit anwendbar iſt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Recurs der Gemeinde wider die Verweigerung der von einem 
Privaten angeſtrebten Schankconceſſion. 

Ueber Anſuchen des Joſeph Sch. um Verleihung der Conceſſion 
zum Wirthsgewerbe mit den im § 16, lit. b bis d der Gewerbegeſetz— 
novelle aufgezählten Befugniſſen wurde derſelbe mit Entſcheidung der 
Bezirkshauptmannſchaft B. vom 18. Februar 1884, 3. 1021, abge⸗ 
wieſen, weil die polizeilichen Ueberwachungsrückſichten eine Vermehrung 
der Wirthsgewerbe in der Gemeinde J. unthunlich erſcheinen laſſen. 
Der Gemeindeausſchuß von J. befürwortete das rechtzeitig ein 
gebrachte Recursgeſuch, indem er die Angaben des Geſuchſtellers bezüglich 


des vorhandenen Localbedarfes und der Thunlichkeit der polizeilichen 
Ueberwachung beſtätigte und anführte, daß das Haus Nr. 7 auch 
baulich geeignet ſei. 

Die Bezirkshauptmannſchaft betonte bei der Vorlage des Recurſes 
wiederholt die Ueberwachungsſchwierigkeiten und negirte überdies den 
Localbedarf. 

Die Statthalterei ſah ſich „trotz des vorliegenden provocirten 
Gemeindebeſchluſſes bezüglich des Vorhandenſeins der geſetzlichen Er— 
forderniſſe für die Conceſſionsverleihung veranlaßt, auf Grund des 
$ 18, Alinea 3 dem Geſuche keine Folge zu geben, weil die Rückſichten 
der polizeilichen Ueberwachung eine Vermehrung der Wirthsgewerbe in 
der Gemeinde J. unthunlich erſcheinen laſſen und überdies die ſogenannte 
Schaufelmacherhölde in baulicher Beziehung hiefür ungeeignet erſcheint.“ 

Gegen die Statthalterei-Entſcheidung brachte nun die Gemeinde⸗ 
vorſtehung von J. den Miniſterialrecurs ein, in welchem unter nochmaliger 
Auseinanderſetzung über den vorhandenen Localbedarf das Petit geſtellt 
wird, die Statthalterei-Entſcheidung zu beheben und dem Joſeph Sch. 
die angeſuchte Conceſſion zur Ausübung des Gaſtgewerbes auf dem 
Hauſe Nr. 7 zu verleihen. 

Das Ministerium des Innern hat mit Entſcheidung vom 23. September 
1884, 3. 11.256, erkannt: „Dem Miniſterialrecurſe der Gemeinde J. 
gegen die Entſcheidung der Statthalterei in L. vom 16. Mai 1884, 
3. 5148, mit welcher in Beſtätigung der Entſcheidung der Bezirks⸗ 
hauptmannſchaft in B. vom 18. Februar l. J., Z. 1021, dem Joſeph Sch. 
die Conceſſion zum Gaſt- und Schankgewerbe mit den im $ 16, b bis d 
der Gewerbegeſetznovelle vom 15. März 1883 (R. G. Bl. Nr. 39) 
angeführten Berechtigungen auf der ſogenaunten Schaufelmacherhölde 
Haus Nr. 7 verweigert wurde, wird aus den Gründen der ange— 
fochtenen Entſcheidung keine Folge gegeben.“ 


Bemerkung der Redaction. Der vorliegende Fall iſt inſoferne 
bemerkenswerth, als mit der Entſcheidung des Miniſteriums des Innern, 
beziehungsweiſe mit dem Eingehen auf den Recurs der Gemeinde 
überhaupt implicite auerkannt wurde, daß der Gemeinde des Stand— 
ortes des Unternehmens auch gegen die Verweigerung der von 
einem Privaten angeſuchten Gaſtgewerbeconceſſion ein Recurs zuftehe. 

Es dürfte ſich verlohnen, die vom bezüglichen Recursrechte der 
Gemeinde handelnden Beſtimmungen der Gewerbegeſetznovelle vom 
15. März 1883 hier anzuführen. Es lauten nämlich die Abſätze 6 und 7 
des § 18 der Novelle wie folgt: 

„Wird ungeachtet der Einwendung der Gemeinde die angeſuchte 
Conceſſion zum Betriebe einer der im § 16 (Gaſt- und Schankgewerbe) 
aufgeführten Berechtigungen ertheilt, ſo ſteht der Gemeinde, inſoferne die 
Verleihung nicht von der Gewerbsbehörde einer mit einem eigenen Statute 
verſehenen Gemeinde erſolgte, binnen 14 Tagen nach Verſtändigung der 
Recurs an die höhere Behörde mit auſſchiebender Wirkung offen.“ 
(Alinea 6, § 18.) 

„Gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen iſt, inſoferne es ſich um 
die Ertheilung oder Verweigerung einer Conceſſion für eine der im § 16 
aufgeführten Berechtigungen handelt, eine weitere Berufung nur der 
Gemeinde geſtattet.“ (Alinea 7, § 18.) 

Das 6. Alinea ſtatuirt, den bekannten Intentionen des Geſetzes 
gemäß (nach Alinea 4 des § 18 iſt die Gemeinde vor Ertheilung der 
Conceſſion zu hören), ein Recht der Einwendung der Gemeinde 
auch gegenüber einer bereits von der Gewerbsbehörde ertheilten Schanf- 
gewerbeconceſſion, indem der Gemeinde wider die Conceſſionsertheilung 
ein Recursrecht an die höhere Behörde eingeräumt wird. Es iſt hiemit 
ausdrücklich, wie auch ſinngemäß, nur ein Recursweg gegen die Con- 
ceſſionsertheilung ſtatuirt. 

Das 7. Alinea enthält zu Gunſten der Gemeinde noch die beſondere 
Beſtimmung, daß gegen zwei gleichlautende Entſcheidungen in Schank⸗ 
conceſſions-Angelegenheiten — oder wie das Geſetz umſchreibend ſagt: 
„inſoferne es ſich um die Ertheilung oder Verweigerung einer Conceſſion 
für eine der im § 16 angeführten Berechtigungen handelt,“ — nur 
der Gemeinde (aber nicht auch einer Privatpartei) eine weitere Berufung, 
alſo eine dritte Suftanz zuſteht. Das iſt der logische Inhalt dieſer Alineas. 
Wenn der Geſetzgeber in demſelben zur Bezeichnung der Materie, auf 
welche ſich ſeine Inſtanzenregelung bezieht, anſtatt, wie man ſchlechtweg 
ſagen würde, des Ausdruckes Schankconceſſions⸗Angelegenheiten ſich des 
Umſchreibungsſatzes: „inſoferne . . . . . handelt“ bedient hat, jo hat 
er eben den, dem Geſetzgeber gebührenden Tenor der Klarheit und 
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Beſtimmtheit gewählt. Der Geſetzgeber wollte nämlich deutlich jagen: 
ich meine jene Entſcheidungsfälle, wo es ſich entweder um die Ertheilung 
oder um die Verweigerung einer Schankconceſſions⸗Berechtigung handelt. 
Die Zugeſtehung eines Recursrechtes der Gemeinde im Falle der Ver⸗ 
weigerung einer von einem Privaten gewünſchten Conceſſion iſt jedenfalls 
nicht aus dem Inhalte des Alinea 7 zu entnehmen. —T. 


Bei Beſtätigungen der Jagdpachtverträge ift die Höhe des er: 
zielten Pachtſchillings nicht das allein ausſchlaggebende Moment. 
Das Ackerbauminiſterium hat anläßlich eines vorgekommenen Falles, 
wo ein Jagdpachtverrrag von Amtswegen wegen der bei der Jagdaus— 
übung vorgekommenen Ordnungswidrigkeiten auſgehoben und die Aufhebung 
in II. und III. Inſtanz beſtätigt wurde, mit Erlaß vom 22. Sep⸗ 
tember 1884, 3. 8697, darauf aufmerkſam zu machen befunden, daß 
bei der Entſcheidung über die der politiſchen Behörde vorbehaltene Be- 
ſtätigung des Licitationsactes weder die Höhe des erzielten Pachtſchillings 
das allein ausſchlaggebende Moment iſt, noch auch die Prüfung der Eignung 
des Pächters ſich auf den § 3 der Miniſterialverordnung vom 15. De⸗ 
cember 1852 (R. G. Bl. Nr. 257) allein zu beſchränken habe, ſondern 
daß vielmehr unabhängig davon, der Licitationsact in Bezug auf feine 
Vortheile für das Jagdweſen überhaupt nach freiem Ermeſſen (8 4 ꝛc.) 
zu prüfen und nur eine für das Gedeihen der Jagd jegliche Gewähr 
bietende Perſönlichkeit als Jagdpächter zuzulaſſen iſt. Sollte eine derartige 
vortheilhaſte Verpachtung ſich nicht ſogleich erzielen laſſen, ſo iſt für 
die mittlerweilige Jagdausübung nach 8 5 eit. die geeignet erſcheinende 
proviſoriſche Verfügung zu treffen. H. H. 


Es iſt eine ausreichende Gutmachung des durch Wilddiebſtahl be: 

gangenen Schadens, wenn das lebendig aus dem Reviere enttragene, 

inzwiſchen aber verendete Wild in's Revier zurückgetragen wird, 

anch wenn dies in Folge der eintretenden Gefahr, angezeigt zu 
werden, geſchah. 

Der k. k. Caſſationshof hat mit Entſcheidung vom 2 Mai 1884, 
3. 2552, über die von Johann und Karl N. erhobene Nichtigkeitsbeſchwerde 
gegen das Urtheil des Kreisgerichtes in Wels vom 17. Jänner 1884, Z. 6052, 
womit dieſelben des nach 88 171 und 173 II b St. G. ſtrafbaren 
Verbrechens des Diebſtahles ſchuldig erkannt wurden, unter Stattgebung 
der Nichtigkeitsbeſchwerde und unter Aufhebung des Urtheiles im Sinne 
des § 288, 3. 3 St. P. O. zu Recht erkannt: Johann und Karl N. 
werden von der über fie wegen des nach SS 171, 174 JI b und 178, 
1. Abf. St. G. ſtrafbaren Verbrechens des Diebſtahles erhobenen 
Anklage freigeſprochen. — Gründe: 

Die Anwendbarkeit des 8 187 St. G. wird im ange⸗ 
fochtenen Erkenntniſſe zunächſt aus dem Grunde verneint, weil die 
Angeklagten das Reh, das ſie in der Schlinge noch im lebenden Zuſtande 
entdeckten und das erſt während des Fortſchaffens unter ihren Händen 
verendete, nicht aus thätiger Reue, nicht freiwillig, ſondern nur deshalb 
in das Revier des Jagdberechtigten zurücktrugen, weil ſie, durch Mathias 
Scherfler und Joſeph Ecker betreten. nicht in der Lage waren, dasſelbe, 
ohne wegen Diebſtahles verſolgt zu werden, nach Hauſe zu bringen. 
Weiter wird aber in den Erkenntnißgründen hervorgehoben, daß, ganz 
abgeſehen von der zwiſchen einem lebenden und einem todten Rehe be— 
ſtehenden Werthdifferenz, das einſache Zurücktragen in das Revier, von 
dem der Beſchäftigte überdies nicht durch die Angeklagten, ſondern nach 
bereits erſtatteter Strafanzeige durch die Gendarmerie Nachricht erhielt, 
einer Gutmachung des Schadens nicht gleichgeachtet werden kann. 

Dieſe Auffaſſung iſt jedoch nach beiden Richtungen hin rechtsirr⸗ 
thümlich. Denn durch die Wirkſamkeit des Motives, einer ſtrafgerichtlichen 
Verfolgung wegen Diebſtahles vorzubeugen, wird die zum Begriffe des 
in Rede ſtehenden Strafaufhebungsgrundes erforderliche Freiwilligkeit 
keineswegs ausgeſchloſſen, („obgleich auf Andringen des Beſchädigten .. .“ 
heißt es im $ 187 St. G.); dazu würde es eines der Sicherung der 
entwendeten Sache entgegentretenden phyſiſchen Hinderniſſes bedurft haben. 
Im Punkte der Schadensgutmachung aber wird überſehen, daß ſich eine 
rechtliche Verbindlichkeit, das gefangene Reh aus der Schlinge zu befreien, 
für die Angeklagten nicht aufſtellen läßt; daß überdies nicht feſtſteht, 
das Reh wäre ohne Hinzutreten der Angeklagten am Leben erhalten 
worden; daß das Verwerthen von Wild der Regel nach doch nur durch 
des Erlegen desſelben eingeleitet wird; daß ſomit für den Schadenerſatz 
im gegebenen Falle nicht der allenfällige Werth des lebenden Wildes, 


ſondern der Preis, zu welchem erlegtes Wild im Verkehre ſteht, den 
Ausſchlag gibt; daß in dem Zurückbringen des Rehes auf die frühere 
Stelle kein bloßes Sichentäußern desſelben, ſondern ein Repriſtiniren 
der dem Jagdberechtigten kommenden Verfügungsgewalt verkörpert, und 
daß eben deshalb die Schadensgutmachung durch unmittelbare und recht⸗ 
zeitige Benachrichtigung des Jagdberechigten, der für die Beaufſichtigung 
ſeines Jagdgebietes und Auffindung des daſelbſt befindlichen Wildes 
vorzuſorgen hat, keineswegs bedingt iſt. In der Richtung der Z. 9, 
lit. b des § 281 St. P. O. erweiſt ſich demnach die Nichtigkeits⸗ 
beſchwerde als begründet. 


Geſetze und Verordnungen. 


1884. I. Semeſter. 


Reiehsgeſetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 


I. Stück. Ausgeg. am 17. Jänner. — 1. Verordnung des Handelsminiſteriums 
vom 13. December 1883, betreffend eine Abänderung des 8 14 der Verordnung 
des Handelsminiſteriums vom 3. April 1875 (R. G. Bl. Nr. 45), hinſichtlich 
der Vornahme von Aichgeſchäften außerhalb des Amtsortes der Aichämter. — 
2. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 18. December 
1883, betreffend die Controlpflichtigkeit von Mineralölen in einem Theile des Grenz⸗ 
bezirkes. — 3. Kundmachung des Ackerbauminiſteriums vom 27. December 1883, be⸗ 
treffend den Beitritt der Niederlande zur internationalen Phylloxera⸗Convention vom 
3. November 1881. — 4. Verordnung des Handelsminiſters vom 28. December 
1883, betreffend die Eintragung der capitaliſirten Zinſen in die Einlagebüchel 
des k. k. Poſtſparcaſſen⸗Amtes. — 5. Verordnung des Handelsminiſters im 
Einvernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 30. December 1883, 
betreffend die Eintheilung der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder 
in neun Aufſichtsbezirke für die Amtshandlungen der Gewerbe-Inſpectoren. — 
6. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 2. Jänner 1884, betreffend die 
Erweiterung des Nebenzollamtes Uvac. — 7. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 
2. Jänner 1884, betreffend das Verfahren bei der mit dem Anſpruche auf 
Steuerrückvergütung über die Zolllinie ſtattfindenden Bierausfuhr in Flaſchen. — 


8. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 9. Jänner 1884, betreffend die 


Errichtung einer Zollabfertigungsſtelle in Barzdorf. 


II. Stück. Ausgeg. am 25. Jänner. — 9. Verordnung der Miniſterien der 
Finanzen und des Handels vom 12. Jänner 1884, betreffend Abänderung einiger 
Beſtimmungen der Schiffsmanifeſtordnung vom 23. März 1881. — 10. Verordnung 
der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 12. Jänner 1884 wegen 
Abänderung einiger Beſtimmungen der Miniſterialverordnungen vom 2. Mai 
1880, betreffend einige Erleichterungen im Streckenzugsverfahren über die See, 
dann Ein⸗ und Ausladungen in todten Häfen. — 11. Kundmachung des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 17. Jänner 1884, betreffend die Einſchränkung der Befugniſſe 
der königl. ungarischen Steuerämter zu Warasdin und Karlſtadt. — 12. Kund⸗ 
machung des Finanzminiſteriums vom 17. Jänner 1884, betreffend die Verlegung 
des k. k. Nebenzollamtes Grünwald nach Georgendorf. — 13. Verordnung des 
Finanzminiſteriums vom 20. Jänner 1884, betreffend die Bewilligung zur Aus⸗ 
fuhr von Bier gegen Steuerrücdvergütung. — 14. Kaiſerliche Verorduung vom 
21. Jänner 1884, wodurch auf Grund des Geſetzes vom 11. Februar 1881 
(R. G. Bl. Nr. 10), betreffend die Conſulargerichtsbarkeit in Egypten, die Einſchränkung 
der Gerichtsbarkeit der öſterreichiſch-ungariſchen Conſulargerichte und deren theil- 
weiſe Uebertragung an die in Egypten errichteten neuen Gerichte verlängert wird. 


III. Stück. Ausgeg. am 31. Jänner. — 15. Verordnungdes Geſammtminiſteriums 
vom 30. Jänner 1884, mit welcher auf Grund des Geſetzes vom 5. Mai 1869 
(R. G. Bl. Nr. 66) für die Gerichtshofſprengel Wien, Korneuburg und Wiener⸗ 
Neuſtadt Ausnahmsverſügungen getroffen werden. — 16. Verordnung des Geſammt⸗ 
miniſteriums vom 30. Jänner 1884, betreffend die Einſtellung der Wirkſamkeit 
der Geſchwornengerichte für die Gerichtsſprengel Wien und Korneuburg in Nieder⸗ 
öſterreich. 

IV. Stück. Ausgeg. am 6. Februar. — 17. Verordnung der Miniſterien der 
Finanzen und des Handels vom 19. Jänner 1884, betreffend die Aufhebung der 
Controlpflichtigkeit des Kochſalzes im Grenzbezirke von Salzburg. — 18. Kund⸗ 
machung des Finanzminiſteriums vom 25. Jänner 1884, betreffend das Steuer⸗ 
multiplum bei Ermittlung des Werthes von der Grundſteuer unterliegenden 
unbeweglichen Sachen zum Zwecke der Gebührenbemeſſung. — 19. Verordnung 
des Juſtizminiſteriums vom 30. Jänner 1884, betreffend die Errichtung des 
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Bezirksgerichtes Biecz in Galizien. 20. Verordnung des Handelsminiſters vom 
1. Februar 1884 wegen Abänderung einiger Beſtimmungen der Verordnung 
vom 1. Juli 1880 (R. G. Bl. Nr. 79), betreffend die Regelung des Transportes 
explodirbarer Artikel auf Eiſenbahnen. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Senatspräſiden⸗ 
ten bekleideten Hofrathe des Verwaltungsgerichtshofes Joſeph Friedrich Ritter 
von Ott taxfrei den Orden der eiſernen Krone zweiter Claſſe verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Miniſterium für Cultus 
und Unterricht Alois Ritter von Hermann den Titel und Charakter eines Sections⸗ 
chefs und dem in dieſem Miniſterium in Verwendung ſtehenden Statthaltereirathe 
Karl German tarfrei deu Titel und Charakter eines Miniſterialrathes verliehen, 

Seine Majeſtät haben dem Oberlandforſtmeiſter, Miniſterialrathe Robert 
Micklitz anläßlich deſſen Penſionirung die Allerhöchſte Anerkennung ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
rathes bekleideten Oberforſtrath Chriſtian Lippert zum Miniſterialrathe und 
Vorſtande der ſorſttechniſchen Abtheilung des Ackerbauminiſteriums und den Forſt⸗ 
rath Joſeph Friedrich zum Oberforſtrathe im Ackerbauminiſterium ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Hofſeeretär und Cabinetsconcipiſten Karl 
König von Aradvär zum Regierungsrathe und Cabinetsſecretär extra statum, 
dann die Cabinetsconcipiſten der achten Rangsclaſſe Cornel Freiherrn von Hahn 
und Emil Paraſini zu Hofſecretären und Cabinetsconcipiſten der ſiebenten 
Rangsclaſſe taxfrei ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Regierungsrathe und Cabinetsſecretär Joſeph 
Kundrat den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe und dem Hofſecretär und 
Cabinetsconcipiſten Johann Sawieki den Titel und Charakter eines Regierungs⸗ 
rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes 
bekleideten Miniſterialſecretären Joſeph Freiherrn Menſi von Klarbach, Karl 
Falkbeer und Dr. Friedrich Ritter von Geyringer-Winterſtein ſyſtemiſirte 
Sectionsrathsſtellen im Finanzminiſterium verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei dem Finanzminiſterium in Verwendung 
ſtehenden Finanzrathe der niederöſterreichiſchen Finanz-Landesdireetion Franz 
Gnedt den Titel und Charakter eines Oberfinanzrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Poſtſecretär Dr. Rudolph Neubauer in 
Wien taxfrei den Titel und Charakter eines Poſtrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Oberpoſt⸗ 
verwalters bekleideten Poſtverwalter Joſeph Merker in Saaz anläßlich deſſen 
Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphen-Oberverwalter Gottfried Ortmann 
in Reichenberg anläßlich deſſen Penſiontrung das goldene Verdienſtkreuz mit der 
Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberbaurathe im Miniſterium des Innern 
Hermann Bergmann das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens mit Nachficht der 
Taxe, dem Baurathe in dieſem Miniſterium Ferdinand Gaube das Ritterkreuz 
des Franz⸗Joſeph⸗Ordens und den Bauadjuncten der niederöſterreichiſchen Statt⸗ 
halterei Victor Hellmeſſen das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Architekten Karl Köchlin den Titel eines 
Oberbaurathes, den Architekten Julian Niedzielski und Hans Mikſch das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Finanz⸗Bezirksdirection 
in Wien Hugo Körber taxfrei den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Conſulareleven Hugo Freiherrn von Rhemen 
zu Bahrensfeld zum Geſandtſchaftsattache ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberpoſtcontrolor Rudolph Richter in Smichow 
anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenteu der Statthalterei in Prag 
Johann Blach anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämterdirector der Lemberger Statthalterei 
kaiſerl. Rath Julius Moſch anläßlich deſſen Penſionirung das Ritterkreuz des 
Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Landes⸗Badearzte in Wildbadgaſtein Auguſt 
Freiherrn von Haerdtl in Salzburg den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe 
taxfrei verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Eduard Scheuba zum Ober⸗ 
rechnungsrathe und den mit Titel und Charakter eines Rechnungsrathes beklei⸗ 
deten Rechnungsrevidenten Hugo Rau zum Rechnungsrathe der Finanz⸗Landes⸗ 
direction in Linz ernannt. 


Erledigungen. 


Verwaltersſtelle in der neunten, eventuell Controlorsſtelle in der zehnten 
Rangsclaſſe beim Gefällenhauptamte in Stein, bis Ende Jänner 1885. (Amtsbl. 
Nr. 297.) 

Mehrere Steueramts⸗Controlorſtellen in der zehnten Rangsclaſſe in Nieder⸗ 
öſterreich, bis Ende Jänner 1885. (Amtsbl. Nr. 298.) 

Statthalterei⸗Concipiſtenſtellen in Böhmen (proviſoriſche), bis 6. Jänner 
1885. (Amtsbl. Nr. 299.) 

Rechnungsrevidentenſtelle bei der k. k. Statthalterei in Prag in der neunten 


I Rangsclaſſe, bis Mitte Jänner 1885. (Amtsbl. Nr. 299.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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